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2.Zur Bedeutung eines sog. Kirchenasyls
für die Rechtsmissbräuchlichkeit einer
Selbstbeeinflussung der Dauer des
Aufenthalts in Deutschland i.S.v. § 2 Abs.
1 AsylbLG.
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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AY 74/20 ER
Datum 03.12.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 20 AY 1/21 B ER
Datum 27.01.2021

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Detmold
vom 03.12.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind auch im Beschwerdeverfahren
nicht zu erstatten. Dem Antragsteller wird fÃ¼r das Beschwerdeverfahren
Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von RechtsanwÃ¤ltin I, C, bewilligt.

GrÃ¼nde:

I.
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Der Antragsteller begehrt im Wege des Eilrechtsschutzes Leistungen nach Â§ 2
AsylbLG anstelle zuerkannter Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG.

Der 1988 geborene Antragsteller ist afghanischer StaatsbÃ¼rger. Im Dezember
2017 reiste er mit weiteren FamilienangehÃ¶rigen nach Deutschland ein. Sein
Asylgesuch aus Januar 2018 wies das Bundesamt fÃ¼r Migration und FlÃ¼chtlinge
durch Bescheid vom 21.03.2018 als unzulÃ¤ssig ab. Zugleich ordnete es die
Abschiebung des Antragstellers nach Italien an, weil dieses Land fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Asylverfahrens zustÃ¤ndig sei. Dagegen erhob der
Antragsteller vor dem Verwaltungsgericht (VG) DÃ¼sseldorf Klage (8 K 2934/18.A).
Ein zugleich angestrengtes Eilverfahren blieb erfolglos (Verwaltungsgericht (VG)
DÃ¼sseldorf, Beschluss vom 19.07.2018 â�� 8 L 941/18.A). Im Juni 2018 wurde der
Antragsteller der Antragsgegnerin zugewiesen.

Nach Abschluss des Eilverfahrens begaben sich der Antragsteller und einige
Mitglieder seiner Familie am 31.08.2018 in das Kirchenasyl der Evangelischen
Kirchengemeinde H. Die Gemeinde informierte die Antragsgegnerin und die
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde noch am gleichen Tag Ã¼ber das Kirchenasyl. Zugleich teilte
sie mit, dass die Familie im GebÃ¤ude der Evangelischen Kirchengemeinde in der L-
StraÃ�e 00 untergebracht sei. Die fÃ¼r den 15.10.2018 geplante RÃ¼ckfÃ¼hrung
des Antragstellers nach Italien wurde daraufhin nicht durchgefÃ¼hrt.

Nachdem die Frist zur Ã�berstellung des Antragstellers nach Italien am 25.01.2019
abgelaufen war, hob das VG DÃ¼sseldorf 8 K 2934/18.A den Bescheid des BAMF
vom 21.03.2018 mit Urteil vom 15.02.2019 auf. Nach Eintritt der Rechtskraft des
Urteils verlieÃ� der Antragsteller am 18.04.2019 das Kirchenasyl, wurde in einer
Gemeinschaftsunterkunft der Antragsgegnerin untergebracht und erhielt von dieser
â�� wie schon vor Aufnahme in das Kirchenasyl â�� laufend Grundleistungen nach 
Â§ 3 AsylbLG.

Durch Bescheid vom 08.07.2019 lehnte das BAMF den Asylantrag des Antragstellers
aus Januar 2018 ab. Die dagegen erhobene Klage ist beim VG Minden (3 K
2271/19.A) anhÃ¤ngig.

Im Mai/Juni 2019 beantragte der Antragsteller bei der Antragsgegnerin Leistungen
nach Â§ 2 AsylbLG anstelle der zuerkannten Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG.
Durch Bescheid vom 17.08.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
15.09.2020 lehnte die Antragsgegnerin den Antrag ab. Die hiergegen am
01.10.2020 erhobene Klage wird bei dem Sozialgericht Detmold unter dem
Aktenzeichen S 8 AY 75/20 gefÃ¼hrt.

Am 01.10.2020 hat der Antragsteller vor dem Sozialgericht Detmold ferner um
einstweiligen Rechtsschutz nachgesucht und vorlÃ¤ufige Leistungen nach Â§ 2
AsylbLG anstelle der zuerkannten Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG begehrt. Er
halte sich ohne wesentliche Unterbrechung seit 18 Monaten im Bundesgebiet auf
und habe seinen Aufenthalt im Bundesgebiet nicht rechtsmissbrÃ¤uchlich
verlÃ¤ngert. Die Inanspruchnahme des Kirchenasyls stelle kein
rechtsmissbrÃ¤uchliches Verhalten dar. Es handele sich insbesondere in den
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FÃ¤llen des "offenen" Kirchenasyls, in denen der AuslÃ¤nderbehÃ¶rde der
Aufenthaltsort â�� wie bei ihm â�� jederzeit bekannt sei, weder um ein rechtliches
noch ein tatsÃ¤chliches Abschiebehindernis. Vielmehr verzichte die
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde aus politischen oder humanitÃ¤ren GrÃ¼nden lediglich
faktisch auf VollzugsmaÃ�nahmen. Es wÃ¤re aber widersprÃ¼chlich, den Aufenthalt
des Antragstellers im Kirchenasyl vorÃ¼bergehend zu tolerieren, ihm aber
andererseits rechtsmissbrÃ¤uchliches Verhalten vorzuwerfen. Abweichend von dem
Vortrag der Antragsgegnerin sei er wÃ¤hrend des Kirchenasyls nicht von der L-
StraÃ�e 00 in den N-Weg umgezogen. Dies kÃ¶nne der Zeuge L1 bestÃ¤tigen, der
sein Kirchenasyl betreut habe. Die Angelegenheit sei eilbedÃ¼rftig, weil die
Antragsgegnerin ihm notwendige existenzsichernde Leistungen vorenthalte.

Der Antragsteller hat schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã� beantragt,

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihm
Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 2 AsylbLG unter Anrechnung der zuerkannten Leistungen
nach Â§ 3 AsylbLG nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Sie hat die Auffassung vertreten, der Antragsteller habe seinen Aufenthalt im
Bundesgebiet durch das Kirchenasyl rechtsmissbrÃ¤uchlich verlÃ¤ngert und kÃ¶nne
daher keine Leistungen nach Â§ 2 AsylbLG beanspruchen. Zwar sei der Staat durch
das Kirchenasyl nicht am Vollzug aufenthaltsbeendender MaÃ�nahmen gehindert;
er verzichte jedoch aus Respekt vor der Kirche regelmÃ¤Ã�ig auf eine zwangsweise
Durchsetzung der Ausreisepflicht. Der Antragsteller habe sich daher faktisch dem
staatlichen Zugriff entzogen. Dass der Staat freiwillig aufenthaltsbeendende
MaÃ�nahmen unterlassen habe, sei unerheblich. Im Ã�brigen sei der
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde eine Ã�berstellung des Antragstellers nach Italien auch nicht
zu jeder Zeit mÃ¶glich gewesen; denn er habe sich nicht wÃ¤hrend der gesamten
Dauer des Kirchenasyls unter der von ihm angegebenen Anschrift (L-StraÃ�e 00)
aufgehalten. Familienmitglieder des Antragstellers, die sich ebenfalls im Kirchenasyl
befunden hÃ¤tten, hÃ¤tten nach Verlassen des Kirchenasyls vielmehr angegeben,
dass die gesamte Familie sich zwischenzeitlich im N-Weg 0 aufgehalten habe.

Durch Beschluss vom 03.12.2020 hat das Sozialgericht den Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung abgelehnt. Wegen der Einzelheiten wird auf die GrÃ¼nde
der Entscheidung Bezug genommen.

Dagegen hat der Antragsteller am 22.12.2020 Beschwerde eingelegt und
Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfahren beantragt. Er trÃ¤gt ergÃ¤nzend
vor, ein Ausreisepflichtiger, der sich im offenen Kirchenasyl befinde, sei weder
unauffindbar noch flÃ¼chtig. HierfÃ¼rspreche auch die Entscheidung EuGH vom
19.03.2019 â�� C-163/17. Danach mÃ¼sse die Flucht fÃ¼r die
NichtdurchfÃ¼hrbarkeit von Ã�berstellungsmaÃ�nahmen nach der Dublin III-VO
kausal sein. An einer solchen KausalitÃ¤t fehle es jedoch, wenn der Staat wÃ¤hrend
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des Kirchenasyls auf die RÃ¼ckfÃ¼hrung des Asylantragstellers verzichte, obwohl
ihm dessen Anschrift bekannt sei.

Der Antragsteller beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss des Sozialgerichts Detmold vom 03.12.2020 zu Ã¤ndern und die
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihm, unter
Anrechnung der zuerkannten Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG Leistungen nach Â§ 2
AsylbLG nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren,

sowie ihm fÃ¼r das Beschwerdeverfahren Prozesskostenhilfe unter Beiordnung
seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten zu bewilligen.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die Beschwerde des Antragstellers zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Beschluss hingegen fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie der beigezogenen VorgÃ¤nge (Verwaltungs- und
AuslÃ¤nderakte der Antragsgegnerin) Bezug genommen. Dieser ist Gegenstand der
Entscheidungsfindung gewesen.

II.

1. Die zulÃ¤ssige Beschwerde des Antragstellers, mit der er zukunftsoffen und
damit fÃ¼r einen Ã¼berjÃ¤hrigen Zeitraum (vgl. Â§ 172 Abs. 3 Ziffer 1 i.V.m. Â§
144 Abs. 1 Satz 2 SGG) Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 2 AsylbLG anstelle der ihm
gewÃ¤hrten Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG begehrt, ist unbegrÃ¼ndet. Das
Sozialgericht hat den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung im Ergebnis
zu Recht abgelehnt; denn die Voraussetzungen des Â§ 86b Abs. 2 Satz 1 SGG sind
nicht erfÃ¼llt.

Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG sind einstweilige Anordnungen zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint
(Regelungsanordnung). Der Erlass einer solchen Regelungsanordnung setzt das
Bestehen eines Anordnungsanspruchs und eines Anordnungsgrundes voraus. Ein
Anordnungsanspruch liegt vor, wenn der Antragsteller das Bestehen eines
RechtsverhÃ¤ltnisses glaubhaft macht, aus dem er eigene materiell-rechtliche
AnsprÃ¼che ableitet. MaÃ�geblich sind grundsÃ¤tzlich die Erfolgsaussichten der
Hauptsache (vgl. Keller in Meyer-Ladewig u.a., SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 86b Rn. 27
ff.). Ein Anordnungsgrund ist nur gegeben, wenn der Antragsteller glaubhaft macht,
dass ihm unter BerÃ¼cksichtigung der widerstreitenden Ã¶ffentlichen Belange ein
Abwarten bis zur Entscheidung der Hauptsache nicht zuzumuten ist. Voraussetzung
hierfÃ¼r ist das Vorliegen einer gegenwÃ¤rtigen Notlage, die eine unverzÃ¼gliche
Entscheidung als unabweisbar erscheinen lÃ¤sst. Dabei stehen

                               4 / 8

https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/172.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html


 

Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund allerdings nicht isoliert nebeneinander.
Es besteht vielmehr zwischen beiden eine Wechselbeziehung der Art, dass die
Anforderungen an den Anordnungsanspruch mit zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit
bzw. Schwere des drohenden Nachteils zu verringern sind und umgekehrt.

a) Ausgehend hiervon hat der Antragsteller schon nicht glaubhaft gemacht, dass die
Angelegenheit eilbedÃ¼rftig ist (= Anordnungsgrund i.S.v. Â§ 86b Abs. 2 Satz 2
SGG).

Soweit er Leistungen fÃ¼r die Zeit vor Inanspruchnahme gerichtlichen
Eilrechtsschutzes (am 01.10.2020) begehrt, gilt dies schon deshalb, weil Leistungen
fÃ¼r die Vergangenheit, also die Zeit vor Eingang des Eilantrags bei dem
Sozialgericht, im Wege einer einstweiligen Anordnung grundsÃ¤tzlich nicht
zuzusprechen sind. Etwas anderes gilt nur dann, wenn die unterbliebene
LeistungsgewÃ¤hrung in der Vergangenheit in die Gegenwart fortwirkt und eine
aktuelle Notlage bewirkt (vgl. Keller, a.a.O., Â§ 86b Rn. 35a m.w.N.). Ein solcher sog.
Nachholbedarf ist hier aber weder vorgetragen noch erkennbar.

b) Aber auch im Ã�brigen (fÃ¼r die Zeit ab dem 01.10.2020) hat der Antragsteller
nicht glaubhaft gemacht, dass ihm ein Abwarten der Entscheidung in der
Hauptsache nicht zumutbar wÃ¤re. Allein der Umstand, dass hier (hÃ¶here)
Leistungen der sozialen Sicherung im Streit stehen, reicht insofern nicht aus. Zwar
kann im Falle eines Eilantrags auf existenzsichernde Leistungen, die der
Gesetzgeber als Pauschalbetrag berechnet, nicht verlangt werden, im Einzelnen
darzulegen, welche Bedarfe in welchem Umfang durch die bereits gewÃ¤hrten
Leistungen nicht gedeckt sind. Doch muss nachvollziehbar sein, dass aufgrund der
konkret-individuellen LebensumstÃ¤nde wesentliche Nachteile eintreten, wenn
keine Eilentscheidung ergeht (BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 01.10.2020 â��
1 BvR 1106/20 Rn. 18). Der Antragsteller hat jedoch schon nicht vorgetragen,
geschweige denn glaubhaft gemacht, welche konkreten UmstÃ¤nde es ihm
unzumutbar machen sollten, bis zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens
weiterhin lediglich Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG anstelle der begehrten
(hÃ¶heren) sog. Analogleistungen nach Â§ 2 AsylbLG in entsprechender Anwendung
des SGB XII zu erhalten. Er hat die EilbedÃ¼rftigkeit lediglich pauschal damit
begrÃ¼ndet, dass ihm existenzsichernde Leistungen vorenthalten wÃ¼rden.

Ob ein solcher Vortrag ausnahmsweise ausreicht, wenn ein Anordnungsanspruch
offensichtlich besteht, muss der Senat nicht entscheiden; denn es drÃ¤ngt sich hier
nicht ohne Weiteres auf, dass der Antragsteller von der Antragsgegnerin die
begehrten Analogleistungen nach Â§ 2 Abs. 1 AsylbLG beanspruchen kann. Nach
dieser Vorschrift ist das SGB XII auf diejenigen Leistungsberechtigten entsprechend
anzuwenden, die sich seit 18 Monaten ohne wesentliche Unterbrechung im
Bundesgebiet aufhalten und die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbrÃ¤uchlich
selbst beeinflusst haben. Der Antragsteller hat jedoch nicht glaubhaft gemacht,
seinen Aufenthalt im Bundesgebiet nicht rechtsmissbrÃ¤uchlich beeinflusst zu
haben.

aa) Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (grundlegend: Urteil vom
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17.6.2008 â�� B 8/9b AY 1/07 R Rn. 32 ff.) setzt ein rechtsmissbrÃ¤uchliches
Verhalten im Sinne von Â§ 2 Abs. 1 AsylbLG in objektiver Hinsicht ein unredliches,
von der Rechtsordnung missbilligtes Verhalten voraus. Dabei genÃ¼gt angesichts
des Sanktionscharakters des Â§ 2 AsylbLG nicht schon jedes irgendwie zu
missbilligende Verhalten. Art, AusmaÃ� und Folgen der Pflichtverletzung wiegen so
schwer, dass auch der Pflichtverletzung im Rahmen des
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatzes ein erhebliches Gewicht zukommen muss.
Daher kann nur ein Verhalten, das unter jeweiliger BerÃ¼cksichtigung des
Einzelfalls, der besonderen Situation eines AuslÃ¤nders in der Bundesrepublik
Deutschland und der besonderen Eigenheiten des AsylbLG unentschuldbar ist
(Sozialwidrigkeit), zum Ausschluss von Analogleistungen fÃ¼hren. Eine
Beeinflussung der Aufenthaltsdauer liegt regelmÃ¤Ã�ig schon dann vor, wenn bei
generell-abstrakter Betrachtungsweise das rechtsmissbrÃ¤uchliche Verhalten
typischerweise die Aufenthaltsdauer verlÃ¤ngern kann. Eine Ausnahme hiervon ist
zu machen, wenn eine etwaige Ausreisepflicht des betroffenen AuslÃ¤nders
unabhÃ¤ngig von seinem Verhalten ohnehin in dem gesamten Zeitraum des
Rechtsmissbrauchs nicht hÃ¤tte vollzogen werden kÃ¶nnen. In subjektiver Hinsicht
ist schlieÃ�lich Vorsatz bzgl. der tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde sowie der
Beeinflussung der Dauer des Aufenthalts erforderlich.

bb) Nach MaÃ�gabe dieser GrundsÃ¤tze ist es keineswegs offensichtlich, dass der
Antragsteller seinen Aufenthalt im Bundesgebiet nicht rechtsmissbrÃ¤uchlich
beeinflusst hat. Dabei muss der Senat nicht entscheiden, ob und ggf. unter welchen
Voraussetzungen die Inanspruchnahme von Kirchenasyl ein
rechtsmissbrÃ¤uchliches Verhalten darstellt (vgl. hierzu Bayerisches LSG, Urteil
vom 28.05.2020 â�� L 19 AY 38/18, LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom
27.04.2020 â�� L 8 AY 20/19 B ER, LSG Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss vom
13.09.2020 â�� L 9 AY 9/20 B ER, und Hessisches LSG, Beschluss vom 04.06.2020
â�� L 4 AY 5/20 B ER). Denn es ist jedenfalls nicht unwahrscheinlich, dass der
Antragsteller seinen Aufenthalt im Bundesgebiet jedenfalls dadurch
rechtsmissbrÃ¤uchlich verlÃ¤ngert hat, dass der Antragsgegnerin und der
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde sein Aufenthaltsort wÃ¤hrend des Kirchenasyls nicht
fortlaufend bekannt war.

(1) Der Antragsteller trÃ¤gt zwar vor, dass er sich wÃ¤hrend des Kirchenasyls vom
31.08.2018 bis zum 18.04.2019 fortlaufend unter der (der Antragsgegnerin und der
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde bekannten) Anschrift L-StraÃ�e 00 aufgehalten hat. Eine
entsprechende eidesstattliche Versicherung, die geeignet wÃ¤re, seinen Vortrag
glaubhaft zu machen, hat er jedoch nicht vorgelegt. Es bedarf vielmehr weiterer
Ermittlungen im Hauptsacheverfahren, ob und ggf. wann der Antragsteller â��
ebenso wie seine Ã¼brigen FamilienangehÃ¶rigen â�� wÃ¤hrend des Kirchenasyls
von der L-StraÃ�e 00 in den N-Weg 0 umgezogen ist. Denn die Nichtbekanntgabe
der aktuellen Anschrift ist â�� vergleichbar einem Untertauchen â�� (auch
unabhÃ¤ngig von der Inanspruchnahme von Kirchenasyl) unter BerÃ¼cksichtigung
(auch) des VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatzes (s.o.) jedenfalls dann
typischerweise geeignet, den Aufenthalt im Bundesgebiet rechtsmissbrÃ¤uchlich zu
verlÃ¤ngern, wenn der AuslÃ¤nderbehÃ¶rde der Aufenthaltsort des Betroffenen
Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum nicht bekannt gegeben wird (vgl. zur
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RechtsmissbrÃ¤uchlichkeit eines "Untertauchens" fÃ¼r lÃ¤ngere Zeit schon den
Beschluss des Senats vom 06.08.2010 â�� L 20 B 45/09 AY Rn. 9). Da der
Antragsteller sich Ã¼ber einen Zeitraum von mehr als sieben Monaten im
Kirchenasyl befunden hat, hat er sich jedoch â�� je nach dem Zeitpunkt eines
etwaigen Umzugs â�� seither mÃ¶glicherweise lÃ¤ngerfristig dem Zugriff der
BehÃ¶rden entzogen.

(2) Ob die AuslÃ¤nderbehÃ¶rde selbst bei fortlaufender Kenntnis der aktuellen
Anschrift aufgrund des Kirchenasyls von einer zwangsweisen Abschiebung des
Antragstellers nach Italien abgesehen hÃ¤tte, ist unerheblich; denn ob das
Verhalten des Antragstellers fÃ¼r den Verbleib im Bundesgebiet konkret kausal
war, ist im Rahmen des Â§ 2 Abs. 1 AsylbLG nicht maÃ�geblich (s.o. zur generell-
abstrakten Betrachtungsweise). Abweichendes gilt nur dann, wenn eine etwaige
Ausreisepflicht des betroffenen AuslÃ¤nders unabhÃ¤ngig von seinem Verhalten
ohnehin in dem gesamten Zeitraum des Rechtsmissbrauchs nicht hÃ¤tte vollzogen
werden kÃ¶nnen. Derartige UmstÃ¤nde sind hier jedoch nicht ersichtlich.
Insbesondere steht das Kirchenasyl einer zwangsweisen RÃ¼ckfÃ¼hrung nicht
zwingend entgegen. Vielmehr verzichtet der Staat aus Respekt vor den kirchlichen
Einrichtungen lediglich freiwillig darauf, die Ausreisepflicht wÃ¤hrend des
Kirchenasyls durchzusetzen. Handelt es sich insofern um ein auÃ�errechtliches
Kriterium, ist etwaigen Restzweifeln, ob dies bei der generell-abstrakten Beurteilung
im Rahmen des Â§ 2 Abs. 1 AsylbLG von Bedeutung sein kann, im
Hauptsacheverfahren nachzugehen.

(3) Stellt sich im Hauptsacheverfahren heraus, dass der Antragsteller wÃ¤hrend des
Kirchenasyls umgezogen ist und den maÃ�geblichen BehÃ¶rden sein neuer
Aufenthaltsort fÃ¼r einen lÃ¤ngeren Zeitraum nicht bekannt war, so bedarf es
Ã¼berdies weiterer Ermittlungen, ob er im Sinne der eingangs dargestellten
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung auch vorsÃ¤tzlich gehandelt hat.

2. Obwohl der Eilantrag keinen Erfolg hat, sieht der Senat im vorliegenden Einzelfall
die Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (Â§ 73a SGG
i.V.m. Â§Â§ 114 ff. ZPO) als gegeben an. Denn im Fall des (bedÃ¼rftigem)
Antragstellers entscheidet der Senat erstmals unter BerÃ¼cksichtigung der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 01.10.2020 â�� BvR 1106/20;
auch verhÃ¤lt er sich erstmals zur Frage der Bedeutung eines Kirchenasyls im
Rahmen von Â§ 2 Abs. 1 AsylbLG.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

4. Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 05.02.2021
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https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2020%20B%2045/09
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/73a.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/114.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
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